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Von Sammelklage bis Fluggastrechte

VON SABINE SCHWADORF

LUXEMBURG Wenn sich mehr als 200 
Teilnehmer online treffen und da-
bei selbst Verbraucherschutzorg-
nisationen aus Japan, Kanada, Is-
land und dem afrikanischen Staat 
Tschad mit dabei sind, dann hat 
das Europäische Verbraucherzen-
tum (CEC) in Luxemburg wichtige 
Tipps und Hinweise für Arbeitneh-
mer, Verbraucher, Kunden und Au-
tofahrer. Schließlich gehen von dem 
alle zwei Jahre organisierten inter-
nationalen Modellprojekt eines Fo-

rums zu aktuellen Fragen des Ver-
braucherrechts immer wieder auch 
Impulse für die Verbraucherschutz-
politik in der Europäischen Union 
aus. Der EU-Kommissar für Justiz, 
Didier Reynders, erfragt immerhin, 
„inwieweit unsere Themen sich mit 
den aktuellen Themen der aktuellen 
EU-Kommission decken und welche 
Erkenntnisse sich aus unserer Kon-
ferenz ergeben“, sagt CEC-Direk-
torin Karin Basenach. „15 Präsen-
tationen mit 15 Experten während 
fünf Tagen: Eine Herausforderung 
für uns und eine Bereicherung, so 
hoffe ich, für die Teilnehmer.“

Zu den aktuellen Themen in Euro-
pa gehören derzeit der Internethan-
del, das Reisen in Zeiten von Coro-
na und die Rechte der Verbraucher, 
um Dropshipping, also den Stre-
ckenhandel, Online-Dating in Part-

nerschaftsbörsen, das Internet der 
Dinge und nachhaltigen Konsum, 
um Mediation und die neue Ver-
bandsklage auf EU-Ebene. „Wir wol-
len das Thema Verbraucherschutz in 
Europa noch stärker in den Fokus 
setzen und zu Denkanstößen anre-
gen“, sagt Juristin Basenach. „Dabei 
werden Aussagen von Vertretern der 

,Big Player‘ im Internethandel wie 
Amazon oder Alibaba sehr wohl auf-
merksam verfolgt und bei Aussagen 
etwa zu künstlicher Intelligenz oder 
nachhaltigem Konsum im täglichen 

Leben genau hingehört.“
Dabei formulieren die Verbrau-

cherschützer zwar keine konkreten 
Forderungen an die Politik. „Wir 
würden uns aber freuen, wenn die 
verschiedenen Punkte gehört wer-
den“, sagt Basenach. Etwa, dass es 
noch immer europaweit keine ein-
heitlichen Regeln gebe, was die au-

tomatische Verlängerung von Ver-

trägen angehe und der Rücktritt 
von solchen Verträgen. Auch be-
dürfe der Verbraucher eines beson-
deren Schutzes beim so genannten 
Dropshipping. Dabei handelt es sich 
um so genannten Streckhandel über 
Marktplätze im Internethandel, bei 
dem der Kunde eine Ware beim ers-
ten Händler bestellt. Der leitet die 
Order an den zweiten weiter, der die 
Ware ausliefert. Doch oft gibt es Är-
ger bei Retouren oder Schäden.

Auch ist es nach Meinung der Or-
ganisatorin wichtig, dass „baldmög-
lichst das Instrument der Sammel-
klage zur Verfügung steht“ oder dass 

für die Wichtigkeit und den Nutzen 
einer Mediation mehr geworben 
werde. „Auch hat gerade Corona uns 

gezeigt hat, dass Verbesserungsbe-
darf im Reiserecht besteht“, sagt sie.

Auf EU-Ebene, so unterstreicht 
Nils Behrndt von der Generaldi-
rektion Justiz und Verbraucher der 
Kommission, „dass es Anliegen der 
Kommission ist, Verbrauchern den 
gleichen Schutz zu bieten, egal ob 
sie online oder offline einkaufen“, 
also stationär im Geschäft. Aller-
dings gibt Claire Castel vom Amt 
der Europäischen Union für geisti-

ges Eigentum (EUIPO) zu bedenken, 
dass viele Verbraucher in die Irre ge-
führt und verleitet würden, gefälsch-
te Ware einzukaufen. „Das lässt an 
der Legalität der entsprechenden 
Seiten zweifeln“, sagt sie. Zwar seien 
viele Verbraucher der Meinung, sich 
online und in Sachen geistiges Ei-
gentum auszukennen. „Die Gefah-
ren wie Sicherheitsrisiken, fehlende 
Qualitätsstandards, physische Wa-
ren, Cyberangriffe und andere For-
men von Betrug sollten nicht unter-
schätzt werden.“

Großes Thema, gerade auch in der 
Grenzregion mit vielen Privat- und 
Geschäftsreisenden und mehreren 
Flughäfen, ist das Thema Reiserecht 
(siehe auch Kolumne). So weist etwa 
der Rechtsanwalt Holger Hopper-
dietzel darauf hin, dass die Coro-

na-Pandemie neue Fragen im Rei-

serecht aufgeworfen habe, auf die 
teils immer noch Antworten feh-
len. „Zwar gibt es inzwischen Recht-
sprechung zum Thema des Rück-
tritts vom Reisevertrag durch den 
Verbraucher, auch beim sogenann-
ten übereilten Rücktritt, aber vie-
les bleibt noch unklar“, sagt er. So 
soll nach deutscher Rechtsprechung 
nach einer Reisewarnung durch das 
Auswärtige Amt in Deutschland der 
Rücktritt  berechtigt sein, eine euro-
paweit einheitliche Regelung dazu 
gibt es jedoch nicht.

Zwar ist in Europa inzwischen die 
Verpflichtung, ein System zur Absi-
cherung von Reiseveranstaltern ge-
gen Zahlungsunfähigkeit zu schaf-
fen, etabliert worden. Doch erinnert 
Steven Berger vom Europäischen 
Büro der Verbraucherverbände da-
ran, dass von den 600 000 betroffe-
nen Kunden der Insolvenz des Rei-
seanbieters Thomas Cook 2019 noch 
immer 17 000 Verbraucher in Frank-
reich auf ihre Rückerstattung war-
teten, während in Deutschland der 
Staat für nicht erstattete Beträge auf-
gekommen sei. Eine Sysiphos-Ar-
beit für die Verbraucherschützer, al-
len Europäern gleichmäßig gerecht 
zu werden.

Arbeiten im Ausland, 
Reisen vom Aulandsflug-
hafen, Einkauf im Inter-
net, Online-Partnersuche: 
Hier lauern immer wieder 
Fallstricke. Das größte 
Forum für aktuelle Ver-
braucherfragen in der EU 
hat nun dazu auf Organi-
sation von Luxemburg aus 
getagt. 

Ich packe meinen Koffer... – wieder aus: Europaweit sind Rücktrittsrechte bei Reisen nicht einheitlich geregelt.  FOTO: DPA

Zurück aus dem Urlaub – Ihre Rechte 

rund ums Fliegen

Seit Ende der Hauptreisezeit im Som-

mer erreichen das Europäische Ver-

braucherzentrum Luxemburg (CEC 

Luxembourg) vermehrt Anfragen 

von Verbraucherinnen und Ver-

brauchern, die sich auf die Rech-

te der Flug reisenden beziehen. Ge-

rade auch in der aktuellen Lage der 

schwierigen finanziellen Situation 

des Flughafens Hahn, den auch die 

Einwohner der Großregion nutzen, 

gibt es Wichtiges zu beachten:

Welche Rechte habe ich im Falle 

von Annullierung und Verspätung 

von Flügen?

Für den Fall der Annullierung sieht 

die europäische Verordnung zu den 

Fluggastrechten die Erstattung des 

Reisepreises oder eine anderweitige 

Beförderung vor sowie Betreuungs-

leistungen wie Mahlzeiten. Dane-

ben können (zusätzliche) Ansprüche 

auf Ausgleichsleistungen geltend ge-

macht werden, das heißt auf einen 

pauschalierten Geldbetrag (zwischen 

250 und 600 Euro).

Im Falle einer Verspätung haben Sie 

ebenfalls das Recht auf Betreuungs-

leitungen. Ansprüche auf (zusätzli-

che) Ausgleichsleistungen im Ver-

spätungsfall sind in der europäischen 

Verordnung nicht ausdrücklich vor-

gesehen. Jedoch hat der Europäische 

Gerichtshof geurteilt, dass auch hier 

Ausgleichszahlungen bei mindestens 

dreistündiger Ankunftsverspätung 

fällig werden.

Die Annullierung eines Fluges auf-

grund der Insolvenz eines Flughafens 

kann, genauso wie eine Annullierung 

aufgrund schlechten Wetters oder 

aufgrund eines Streiks der Fluglot-

sen, als außergewöhnlicher Umstand 

eingestuft werden. In solchen Fällen 

haben Sie keinen Anspruch auf eine 

zusätzliche Entschädigung im Falle 

der Annullierung Ihres Fluges.

Und der Fall der Nichtbeförde-

rung?

Im Falle einer Nichtbeförderung wie 

eines „overbooking“ ist die Flugge-

sellschaft gegenüber dem zurück-

gewiesenen Fluggast verpflichtet, 

unverzüglich die gleichen Unterstüt-

zungsleistungen, Betreuungsleistun-

gen und Ausgleichsleistungen wie bei 

einer Annullierung des Fluges zu er-

bringen. Alle Rechte gelten übrigens 

unabhängig davon, ob es sich um ei-

nen Billig- oder Linienflug handelt.

An wen kann ich mich wenden?

Zunächst können Sie sich an das CEC 

Luxemburg wenden, das Sie kosten-

frei berät und unterstützt. Des weite-

ren wurden von den EU-Mitgliedstaa-

ten „nationale Durchsetzungsstellen“ 

benannt. Diese Durchsetzungsstel-

len, genannt „National Enforcement 

Bodies“ (NEB), sollen die Einhaltung 

der europaweiten Passagierrechte in 

Bezug auf Nichtbeförderung, Verspä-

tung oder Annullierung sicherstellen.

Fahrgäste, die der Meinung sind, dass 

ihre Rechte aus der Verordnung nicht 

beachtet wurden, sollten sich an den 

NEB des Landes wenden, in dem der 

Vorfall stattgefunden hat. Falls also 

Ihr Flug mit Abflugort in Luxemburg 

nicht wie geplant stattgefunden hat, 

können Sie sich an das NEB in Lux-

emburg wenden. Dies ist in Luxem-

burg das Ministerium für Verbrau-

cherschutz.

Kevin Wiseler ist Jurist beim CEC 

Luxemburg.

Zurück aus dem Urlaub: 
Ihre Rechte beim Fliegen

KOLUMNE 

Kevin Wiseler CEC

So setzen Betriebe 
den Covid-Check 
am Arbeitsplatz um

LUXEMBURG (tgbl) „Kann ich mal Ihr 
Covid-Zertifikat sehen?“ Diesen Satz 
wird man ab dem 1. November wohl 
öfter in Luxemburger Betrieben hören. 
Denn die Abgeordnetenkammer be-
schloss jüngst das neue Covid-Gesetz 
für die freiwillige Einführung des Co-
vid-Check-Regimes. Doch wie stehen 
die Betriebe zur 3G-Regel? Ein Befür-
worter ist Gilles Feith, CEO der Flug-
gesellschaft Luxair. „Ich gratuliere der 
Regierung für den mutigen Schritt.“ 
Ohnehin sei das Covid-Check-Regime 
zumindest für die Kunden schon län-
ger eine Vorgabe. „Die Umsetzung in 
unserem Betrieb wird, ähnlich wie in 
anderen Betrieben, aktuell noch un-
tersucht“, sagt Tom Ewert, Sprecher 
bei der Bahn, der CFL. Dabei müssten 
legale Aspekte, die Arbeitsumgebun-
gen und die geltenden Corona-Maß-
nahmen beachtet werden. Die Lux-
emburger Post will das System nicht 
grundsätzlich einführen, sondern auf 
Kantinen und Veranstaltungen mit 
mehr als zehn Personen beschränken. 
Die Kosten für Tests müssen die Mitar-
beiter selbst tragen. Die Geschäftslei-
tung von „Cactus“ habe beschlossen, 
Covid-Check nicht flächendeckend 
einzuführen, sagt Liz Nepper von der 
Marketingabteilung der Supermarkt-
kette, lediglich für größere interne 
Treffen. „Wir werden uns dem Gesetz 
anpassen und ein internes Regelwerk 
entwerfen“, sagt Marco Rasqué, Pres-
sesprecher der staatlichen Bank „Spu-
erkeess“. Amazon gibt auf Nachfrage 
keine Auskunft.

So kommt Europa in die Schulen der Region

VON SABINE SCHWADORF

TRIER Europa leben, Europa lernen 
– in kaum einem anderen Raum ist 
das so intensiv und alltäglich mög-
lich wie in Grenzregionen. Und da-
mit auch in der Großregion von 
Luxemburg, der Wallonie, Rhein-
land-Pfalz, dem Saarland und Loth-
ringen. Doch wie wird Europa hier 
bei uns gelebt und gelernt? Sind wir 
in unserer Region besonders privi-
legiert? Und falls ja, wissen wir das 
zu nutzen? Diese 
Fragen rund um 
das Forschungs-
projekt „Edu.GR“ 
sollen nun wis-
senschaftlich er-
forscht und für 
Schulen und Bil-
dungspolitik mo-
dellhaft aufbereitet werden. „Über 
Fächergrenzen hinweg sollen Kon-
zepte entstehen, mit denen die 
transnationale Europabildung in 
Grenzregionen gefördert werden 
kann“, erläutert Projektkoordina-
torin Dr. Viktoria Franz die Zielset-
zung des Vorhabens. Denn derzeit 
befinde sich die Forschung der Eu-
ropabildung in einem Dilemma: „Ei-
nerseits wird ihre Relevanz immer 
wieder betont. Andererseits wissen 
wir zu wenig darüber, wie Europa-
bildung gelebt wird.“

Dr. Julia Frisch, Mitverantwort-
liche des Projekts betont: „In der 
Großregion ist der Grenzübertritt 
aus Gründen der Arbeit keine ,große 
Sache’ mehr“, sagt sie. In Grenzregi-

onen könne das Europalernen qua-
si „vor der Haustür stattfinden. Die 
Großregion ist damit eine Modell-
region hinsichtlich der Tiefe gren-
züberschreitender Zusammenar-
beit“. Sich dies zunutze zu machen, 
dazu solle das Projekt dienen.

An dem interdisziplinären Projekt, 
das vom Bundesministerium für 
Bildung und Forschung mit knapp 
900 000 Euro gefördert wird, beteili-
gen sich die Arbeitsbereiche Didak-
tik der Gesellschaftswissenschaften, 

Geographie und 
ihre Didaktik so-
wie Didaktik der 
deutschen Spra-
che. „Dies ermög-
licht Europabil-
dung als wichtige 
Querschnittsauf-
gabe aller Unter-

richtsfächer multiperspektivisch 
zu erforschen“, sagt Professor Anke 
Wegner von der Universität Trier. Ob 
Schulpartnerschaften, Sländerüber-
greifende Schulprojekte, binatio-
nale Schulen oder Europaschulen: 
„Europabezogene Themen im Un-
terricht sind oftmals vom Engega-
ment einzelner Lehrpersonen ab-
hängig. Einen gesamteuropäischen 
Rerefenzrahmen oder eine einheitli-
che Lehrkräfteausbildung und Lehr-
pläne gibt es noch nicht.“

Deshalb setzt das Projekt genau 
da an: In einem ersten Schritt wer-
den nun das Lehren und Lernen in 
Schulen zur Europabildung kultur-
vergleichend erforscht. Was wird im 
Unterricht umgesetzt? Was läuft au-

ßerschulisch? Wer setzt sich für Eu-
ropabildung ein? Wie ist Europabil-
dung im Denken und Handeln von 
Lehrenden und Schülerschaft ver-
ankert? Dabei nehmen die Forsche-
rinnen auch andere Grenzregionen 
wie die zu Dänemark, Polen und 
Österreich in den Blick, um dorti-
ge Erfahrungen mit in das Projekt 
zu übernehmen.

Im zweiten Schritt geht es dann 
darum, wie man die Erkenntnis-
se für Lehrkräfte und deren Ausbil-
dung nutzen kann, wie dies in den 
Unterricht eingebaut werden kann 
und wie andere Grenzregionen 
die Begeisterung für Europa wei-
terverbreiten können. „Neben der 
Beratung für Bildungspolitik und 
Schulen ist eine dauerhafte Lehr-

kräftefortbildungsreihe vorgesehen, 
ebenso ein Online-Portal zur Euro-
pabildung, Schulentwicklungskon-
zepte und nicht zuletzt regionalspe-
zifische Unterrichtsmaterialien“, 
sagt Wegner. Ziel sei es, Europabil-
dung dauerhaft auf verschiedenen 
Ebenen zu verankern und unter 
dem Dach eines Forschungs- und 
Transferzentrums für transnatio-
nale Europabildung an der Univer-
sität Trier zu verstetigen. Auch kann 
sie sich vorstellen, auf europäischer 
Ebene – gemeinsam mit den drei zu-
sätzlichen Grenzregionen aus Däne-
mark, Österreich und Polen – einen 
Antrag auf Europabildung zu stel-
len. „So können die Ergebnisse brei-
te Anwendung in unterschiedlichen 
europäischen Regionen erfahren.“

In der Großregion spielen Grenzen kaum eine Rolle: Nun soll sie zum Modell in der Bildungspolitik 
werden. Die Universität Trier erforscht, wie man die Begeisterung für Europa verbessern kann.

Europabildung in der Schule hängt oft von einzelnen Lehrpersonen ab. Das soll 

sich mit dem Projekt der Uni Trier nun ändern.  FOTO: DPA

„In Grenzregionen fin-
det das Europalernen 
quasi vor der Haustür 

statt.“
Dr. Julia Frisch
Universität Trier

Vier Cannabis-
Pflanzen für
jeden Garten

LUXEMBURG (sas/tgbl) Der Nebel 
über den Luxemburger Plänen zur 
Legalisierung von Cannabis lich-
ten sich. So haben gleich fünf Mi-
nister den Maßnahmenkatalog mit 
27 Punkten vorgestellt. Künftig darf 
jeder Haushalt bis zu vier Cannabis-
pflanzen für den Eigenkonsum an-
bauen. Der Konsum im öffentlichen 
Raum soll jedoch verboten blei-
ben. Wer bis zu drei Gramm Can-
nabis dabei hat und von der Poli-
zei kontrolliert wird, muss 145 Euro 
zahlen. Die Substanz wird beschlag-
nahmt, der Eintrag ins Strafregister 
entfällt allerdings. Statt zwischen 
251 und 2500 Euro zahlen zu müs-
sen, fallen künftig nur noch zwi-
schen 25 und 500 Euro an. Wann 
dies in Kraft treten wird, konnte 
Justizministerin Sam Tanson Ende 
der Woche nicht sagen, da das Pa-
ket noch durch den Instanzenweg 
muss. Laut Tanson könnte es jedoch 
noch gut anderthalb Jahre dauern, 
bis der Anbau erlaubt wird. Die Jus-
tizministerin beteuerte jedoch, dass 
eine vollständige Legalisierung von 
Cannabis – wie im Koalitionsab-
kommen vorgesehen – auch weiter-
hin geplant sei und an deren Umset-
zung weitergearbeitet wird. Genaue 
Details wurden allerdings erneut 
keine genannt. Der ehemalige Ge-
sundheitsminister Etienne Schnei-
der hatte nach der Wahl von 2018 
angekündigt, die komplette Legali-
sierung bis Herbst 2023 unter Dach 
und Fach zu haben. Doch der Plan 
geriet ins Stocken. Gründe: die Co-
rona-Pandemie sowie juristische 
Hürden auf europäischer Ebene.
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Drei Szenarien in unsicherer Konjunktur

VON SABINE SCHWADORF

LUXEMBURG Die Zukunft lässt sich 
bekanntlich schwer vorhersagen. 
Und in Pandemiezeiten wird der 
Blick in die Glaskugel noch schwie-
riger, wie sich bei der jüngsten Vor-
stellung der Konjunkturprognose 
für Luxemburg gezeigt hat. Noch 
im April 2020 waren die Statistiker 
des Statec vom Schlimmsten aus-
gegangen und hatten der Wirtschaft 
im Großherzogtum einen Einbruch 
aufgrund der Corona-Pandemie von 
12,4 Prozent vorausgesagt.

Der aktuelle Stand: Dass es dann 
letztlich nur ein Minus von 1,8 Pro-
zent gegeben hat, zeigt nicht nur, 
dass viele Faktoren das Bild trüben 
können, sondern auch, wie unsicher 
das Wirtschaftsgeschehen inzwi-
schen geworden ist. „Die Konjunk-
tur in Europa schwankt zwischen 
Wachstumswellen und Wellen von 
Coronavirus-Infektionen“, teilt das 
Statistikamt mit. Doch letztlich hat 
Luxemburg die Gesundheitskrise 
im vergangenen Jahr in Europa mit 
am besten überstanden.„Die Unter-
nehmensumfragen zeigen bis Okto-
ber weiterhin ein hohes Maß an Zu-
versicht unter den luxemburgischen 
Unternehmen“, sagen die Statistiker 
um Statec-Direktor Serge Allegrezza, 
„auch wenn die Industrie und das 
Baugewerbe wie in der übrigen Eu-
ro-Zone von Angebotsschwierigkei-
ten betroffen sind“.

Die Prognose: Und nun stellt sich 

mit der Präsentation des zweiten 
Konjunkturberichts für dieses Jahr 
mit einem geschätzten Wachstum 
von 7,1 Prozent ein größerer Boom 
ein, als das Statistikamt sogar noch 
Mitte dieses Jahres mit plus 6 Pro-
zent prognostiziert hat. Trifft die-
ses Szenario tatsächlich ein, dann 
ist dies das dritthöchste Wachstum 
in der Luxemburger Wirtschafts-
geschichte in diesem Jahrhundert 
nach 2007 und 2000. Spätestens 
2022, so die neueste Prognose, soll 
die Luxemburger Wirtschaft wieder 
auf dem Niveau angekommen sein, 
wie es vor der Corona-Krise erwar-
tet worden war. Die Wirtschaftsleis-
tung von damals würde im dritten 
Quartal kommenden Jahres erreicht 
werden.

Auch die EU-Kommission und der 
Staatenbund der OECD hatten vor 
einigen Wochen die Erwartungen 
für die Wirtschaft in Luxemburg für 
dieses Jahr nach oben geschraubt – 
die EU von 4,5 auf nun 5,8 Prozent 
und die OECD von 4,8 auf mittler-
weile 6,5 Prozent.

Die Gründe: „Mit zum Wachstum in 
diesem Jahr beigetragen hat das Ho-
meoffice“, sagt Allegrezza. „Luxem-
burg konnte weiterarbeiten. Ohne 
Unterbrechung. Das hat uns geret-
tet.“ Nur in Finnland haben in Eu-
ropa während der Pandemie mehr 
Menschen von zu Hause aus gear-
beitet als in Luxemburg. Aber auch 
die starken Kursentwicklungen an 
den Märkten, die dem Luxembur-
ger Finanzsektor zugutegekommen 
sind und der unerwarteterweise hö-
here Export nennen die Konjunktur-
experten als Gründe.

Besonders gut haben sich zu-
letzt die Sektoren Finanz- und Un-
ternehmensdienstleistungen sowie 
auch der Bereich Handel entwickelt. 
Die Industrie hingegen hat laut dem 
Statec in ihrer Entwicklung eher sta-
gniert, während vor allem der Sek-
tor der Hotellerie und Gastronomie 
nach wie vor mit großen Schwierig-
keiten zu kämpfen hat.

Arbeitsmarkt und Preise: Mit dem 
Boom der Luxemburger Wirtschaft 
hat sich auch die Lage am Arbeits-
markt weitaus mehr verbessert als 
ursprünglich vorhergesagt: Nach-

dem die Arbeitslosenquote 2020 
bei 6,3 Prozent lag, soll sie in die-
sem Jahr auf 5,8 Prozent sinken. Im 
April 2020 rechnete man noch mit 
einem Anstieg auf 9,5 Prozent.

Auch soll die Beschäftigung mit 
plus 3 Prozent in diesem und an-
nähernd so hoch im kommenden 
Jahr nochmals stärker wachsen als 
noch Mitte des Jahres vorausgesagt.

Was die Erholung allerdings 
bremsen könnte, ist die Preisent-
wicklung. Wegen steigender Ener-
giepreise und eines „Angebots, 
das sich nicht schnell genug an die 
Nachfrage anpassen konnte“, so das 
Statec, haben die Preissteigerungs-
raten zugelegt. „Nach dem Winter 
erwarten wir, dass sich die Energie-
preise wieder beruhigen“, sagt Kon-
junkturexperte Tom Haas. Für 2021 
und 2022 rechnet das Amt mit einer 
Inflationsrate von 2,5 Prozent. Eine 

neue Indextranche, die die Löhne 
im Großherzogtum entsprechend 
des zugrundeliegenden Waren-
korb-Preises erhöhen würde, wäre 
noch vor Ende 2022 fällig. Immerhin 
rechnet das Statistikamt damit, dass 
die höheren Energiekosten mit plus 
220 Euro je Haushalt für kommen-
des Jahr zu Buche schlagen.

Unternehmen und Staatseinnah-

men: Ähnlich wie in Deutschland, 
so haben auch in Luxemburg die 
staatlichen Stützungshilfen für Un-
ternehmen die Firmenpleiten nicht 
explodieren lassen. „Die Maßnah-
men zur Stützung haben den Ab-
schwung aufgefangen“, sagt Sta-
tec-Chef Serge Allegrezza.

Folglich sind aber auch die Staats-
ausgaben um rund 13 Prozent stark 
angestiegen. Außerdem haben die 
Unternehmen 18,3 Prozent an Steu-

ereinnahmen weniger gezahlt. Auf-
gefangen wurde das durch die In-
vestmentfonds, die 24 Prozent mehr 
an Steuern gezahlt haben, nämlich 
1,3 Milliarden Euro. Folglich ste-
hen fast alle Branchen gut da. Al-
lerdings stellen die Experten fest, 
dass das Insolvenzrisiko für Unter-
nehmen außerhalb des Finanzsek-
tors im vergangenen Jahr auf 32 Pro-
zent gestiegen ist.

Die Haushalte haben mit 16,3 Mil-
liaren Euro 17 Prozent mehr an Steu-
ern zum Staatshaushalt beigetragen 
als im Vorjahr.

Ein noch tieferer Blick in die Glas-

kugel für 2022: Bei allem Optimis-
mus – die Konjunkturexperten se-
hen in der Pandemie die größte 
Unsicherheit für jegliche Erholung. 
„Die Pandemie belastet die Kon-
junktur“, stellt Statec-Chef Allegrez-

za klar. Die Unsicherheit sei aber-
mals zurück, deshalb sein Amt für 
2022 gleich drei mögliche Szenarien 
entwickelt hat. Im besten Fall steigt 
die Wirtschaftsleistung um 5 Pro-
zent, im schlechtesten um 1,8 Pro-
zent, am wahrscheinlichsten liegt 
sie bei 3,5 Prozent. Welche Restrik-
tionen in Luxemburg und bei den 
Handelspartnern eingesetzt werde, 
sei entscheidend, auch für den Kon-
sum. „Die negativen Risiken haben 
in den letzten Wochen zugelegt“, 
sagt Tom Haas. So ist laut dem Sta-
tec nicht ausgeschlossen, dass neue 
Maßnahmen kommen müssten, um 
die Situation unter Kontrolle zu hal-
ten, warnt Amtschef Allegrezza: 
„Obwohl statistisch erwiesen ist, 
dass die Impfung funktioniert, sind 
hierzulande nur rund 68 Prozent der 
Bevölkerung geimpft.“ Weniger als 
der europäische Durchschnitt.

Die Luxemburger Wirt-rtrt
schaft soll wieder stärker 
wachsen, erhoffen sich die 
Statistiker von ihrer 
jüngsten Konjunkturprog-
nose. Sogar so stark, dass 
die Leistung so groß wie 
vor der Pandemie wird. 
Doch gerade die könnte 
dem Großherzogtum 
noch einen Strich durch 
die Rechnung machen. 
Eine Analyse.

Meine Rechte
beim Zugfahren

Zugfahren scheint für die VerZZ -
braucherinnen und VerbrauZZ -
cher gerade in Zeiten von Co-

rona an Attraktivität zu gewinnen. 
Natürlich kann aber auch bei Zug-
reisen etwas schief gehen. Das Eu-
ropäische Verbraucherzentrum 
Luxemburg stellt zurzeit vermehrt 
Anfragen zu Verbraucherrechten bei 
Bahnreisen fest.

Als Bahnreisende stehen Ihnen, 
aufgrund europäischer Gesetzge-
bung, bereits bestimmte Rechte zu, 
insbesondere bei Fernreisen inner-
halb der Europäischen Union. Die-
se Rechte ändern sich noch leicht ab 
dem 7. Juni 2023.

Welche Rechte habe ich im Fal-

le von Annullierungen oder Verspä-

tungen 

Im Falle einer Verspätung von 
mehr als 60 Minuten oder eines 
Zugausfalls, der dazu führt, dass Sie 
mit mehr als 60 Minuten Verspätung 
am Zielort ankommen würden, ha-
ben Sie die Möglichkeit, die Reise zu 
stornieren und die Erstattung des Ti-
cketpreises zu fordern oder die Rei-
se fortzusetzen und in diesem Fall 
eine pauschale Entschädigung zu 
fordern. Hier haben Sie dann außer-
dem das Recht auf Unterstützungs-
leistungen (Mahlzeiten, eventuell 
Hotelübernachtung). Erreicht der 
Zug das Ziel mit einer Verspätung 
von 60 bis 119 Minuten, können Sie 
bei einer einfachen Fahrt 25 Prozent 
des Preises zurückverlangen. Ab 120 
Minuten sind es sogar 50 Prozent. 
Beim Kauf einer Hin- und Rückfahr-
karte wird die Höhe der Entschä-
digung im Verhältnis zum Preis der 

Einzelfahrt berechnet.
Was ändert sich ab dem 7. Juni 

2023 

Aktuell sind die Eisenbahnunter-
nehmen verpflichtet –  im Falle von 
Verspätungen und Annullierungen 
von Zügen – Entschädigungen auch 
bei außergewöhnlichen Umständen 
wie extreme Witterungsbedingun-
gen, Naturkatastrophen oder Ähnli-
ches zu zahlen. Ab dem 7. Juni 2023 
wird sich dies ändern. Die Entschä-
digung wird dann nicht mehr bei au-
ßergewöhnlichen Umständen fäl-
lig, wenn die Bahn kein Verschulden 
trifft. Des Weiteren werden beispiels-
weise die Rechte von Reisenden mit 
Behinderung oder eingeschränkter 
Mobilität gestärkt.

Um die umweltfreundliche Mo-
bilität noch weiter zu fördern, soll 
ebenfalls die Mitnahme des Fahr-
rads im Zug erleichtert werden.

Sollten Sie Fragen bezüglich Ihrer Rechte 

als Zugreisender haben, können Sie sich an 

das Europäische Verbraucherzentrum Lux-

emburg CEC wenden, das Sie kostenfrei 

beraten und unterstützen kann.

https://cecluxembourg.lu; Telefon 00352-

268464-1; E-Mail: info@cecluxembourg.lu

KOLUMNE VERBRAUCHERSCHUTZ OHNE GRENZEN

Jean-Loup Stra-

della vom Eu-

ropäischen 

Verbraucherzen-

trum. FOTO: PRIVAT

Die Steuererklärung wird 
ab Februar komplett digital
LUXEMBURG (tgbl) Die Steuerer-
klärung für Privatpersonen soll ab 
dem 7. Februar 2022 komplett di-
gital verfügbar sein. Ein Assisstent 
von „MyGuichet.lu“ soll bei Fragen 
helfen. Dies berichtet das luxem-
burgische „Tageblatt“ in seiner On-
line-Ausgabe.

Die Digitalisierung schreitet wei-
ter voran – und macht auch vor der 
Steuerbehörde nicht Halt. Ab dem 
7. Februar soll die Steuererklärung 
für Privatpersonen „von Anfang bis 
zum Ende“ des Bearbeitungsweges 
digital sein. Das haben Finanzmi-
nister Pierre Gramegna und Digita-
lisierungsminister Marc Hansen am 
Montag angekündigt. Bisher konnte 
die Steuererklärung für Privatperso-
nen zwar digital eingereicht werden, 

sie musste aber immer noch in ei-
nem PDF-Dokument ausgefüllt wer-
den. Nun soll es vorbei sein mit den 
seitenlangen Teilen der Steuererklä-
rung, die einen nicht betreffen. Das 
neue System über MyGuichet.lu soll 
vieles vereinfachen und ist für An-
wohner und Grenzgänger verfügbar.

Wer beim Ausfüllen Fragen hat, 
kann sich an einen integrierten di-
gitalen Assistenten wenden. Der in-
formiert einen auch darüber, wel-
che Dokumente angehängt werden 
müssen. Diese sollen einfach per 
Handyfoto hochzuladen sein. Die 
einzige Bedingung für das digita-
le Ausfüllen der Steuererklärung: 
Man muss alle Steuererklärungen 
bis 2021 bereits eingeschickt haben.

Diese Neuerung soll dazu beitra-

gen, dass die Anträge schneller von 
den Beamten der Behörde bearbei-
tet werden können. Innerhalb von 
15 Tagen könnte dann schon die Ab-
rechnung ins Haus flattern.

Im Februar wird bisher nur die 
digitale Version der Steuererklä-
rung für Privatpersonen eingeführt. 
Doch eine Ausweitung auf weitere 
Gruppen von Steuerzahlern ist an-
gedacht. Weitere Informationen 
über das neue Formular finden Sie 
auf der Webseite der Steuerbehör-
de unter https://impotsdirects.pu-
blic.lu/fr.html.

Verpflichtend ist das neue On-
line-System aber nicht: Wer wie bis-
her eine Papier- oder PDF-Version 
einreichen möchte, kann dies wei-
terhin tun.

In Luxemburg 

können die Steu-

erbürger ab Feb-

ruar auf den „Pa-

pierkram“ bei 

ihrer Erklärung 

verzichten. FOTO: 

DPA

Sabotage gegen
die Polizei
LUXEMBURG (tgbl) Unbekannte haben 
in der Nacht auf Samstag, 11. Dezem-
ber, Nägel vor die Zufahrten einer oder 
mehrerer Polizeigebäude gelegt. Das 
bestätigte ein Sprecher der Polizei ge-
genüber dem„Tageblatt“.Zuerst hatte 
das„Luxemburger Wort“ darüber be-
richtet. Um wie viele und welche Ge-
bäude es sich genau handelt, wollte 
der Sprecher aus ermittlungstechni-
schen Gründen nicht sagen: „Eine Lo-
kalität möchte ich nicht bestätigen“, 
sagte er. Beamte haben die Nägel am 
Samstagmorgen entdeckt, bevor ein 
Schaden entstehen konnte. „Es ist 
nichts passiert.“ 

Inflation zieht 
deutlich an
LUXEMBURG (tgbl) Im November ist 
die Inflationsrate in Luxemburg auf 
4,52 Prozent gesprungen. Das letzte 
Mal, als die Preise hierzulande noch 
schneller zulegten, war im Juli 2008.

Nachdem die Steigerungsrate der 
Verbraucherpreise in Luxemburg im 
Oktober (mit 3,62 Prozent) auf den 
höchsten Stand seit mehr als zehn 
Jahren gestiegen war, hat die Inflati-
onsrate im November noch einmal 
weiter zugelegt. Sie liegt nun bei ho-
hen 4,52 Prozent, wie aus neuen Zah-
len des statistischen Instituts Statec 
hervorgeht. Angetrieben werden die 
Preissteigerungen auch weiterhin von 
Veränderungen der Preise von Ölpro-
dukten: Im November lagen sie hier-
zulande stattliche 60 Prozent über de-
nen vom gleichen Zeitraum 2020, wie 
Statec mitteilt.

Makroökonomische Vorschau
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